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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch den 
Vorsitzenden Richter Merz und die Richter Zorn, Henkel,
Fuchs und Gärtner

am 19. Februar 1987 
beschlossen:

Die Beschwerde der Klägerin gegen die 
Nichtzulassung der Revision im Urteil 
des 5. Zivilsenats - Entschädigungsenats - 
des Oberlandesgerichts Koblenz vom 
17. April 1986 wird zurückgewiesen.

Die außergerichtlichen Kosten des Be­
schwerdeverfahrens trägt die Klägerin.

G r ü n d e

Die gesetzlichen Voraussetzungen für die Zulassung der 
Revision gemäß § 219 Abs. 2 BEG liegen nicht vor.

Der Berufungsrichter ist der Auffassung, daß der 
Klägerin ein Anspruch auf Abhilfe gegen das rechtskräftige 
Urteil des Oberlandesgerichts Koblenz vom 16. Mai 1972 schon 
deshalb nicht zustehe, weil diese Entscheidung im Ergebnis 
richtig sei. Zwar habe das damalige Berufungsgericht die 
gesetzliche Vermutung des § 31 Abs. 2 BEG übersehen, die 
zugunsten der Klägerin eingreife. Diese Vermutung sei jedoch 
widerlegbar. Im Falle der Klägerin sei sie - ebenso wie die
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Vermutung des § 28 Abs. 2 BEG - widerlegt, weil mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit feststehe, daß die 
vorhandenen, die Erwerbsfähigkeit mindernden Ausfälle und 
Beschwerden der Klägerin in keinem ursächlichen Zusammenhang 
mit der Verfolgung stehen, sondern andere Ursachen haben. 
Diese im Verantwortungsbereich des Tatrichters liegende 
Entscheidung wirft weder ungeklärte Rechtsfragen von 
grundsätzlicher Bedeutung auf, noch weicht sie von Ent­
scheidungen des Bundesgerichtshofs ab.

Im übrigen weist das Berufungsgericht mit Recht darauf 
hin, daß die Ermessenserwägung der Behörde, die Klägerin sei 
mit ihrem Abhilfeantrag verspätet hervorgetreten, die Ver­
weigerung der Abhilfe trägt. Dabei muß mit dem Berufungs­
gericht davon ausgegangen werden, daß der Antrag des Rechts­
anwalts Dr. Alberti vom 10. Mai 1976 kein Abhilfeantrag war, 
weil er formularmäßig nur die Umstellung einer Mindestrente 
in eine Hundertsatzrente begehrte, ein Sachverhalt, auf den 
der Fall der Klägerin gar nicht zutraf. Der Antrag der 
Rechtsanwälte Dr. SchflB-PflHl vom 19. April 1978 ging schon 
deshalb ins Leere, weil sich nicht feststellen läßt, ob 
Dr. Sch||B~pV H  überhaupt Vollmacht hatte. Erst der jetzige 
Bevollmächtigte hat am 24. April 1981 einen wirksamen Ab­
hilfeantrag gestellt. Da Grund für das Abhilfeverfahren nur 
sein kann, daß das rechtskräftige Urteil vom 16. Mai 1972 
die Vermutung des § 31 Abs. 2 BEG zum Nachteil der Klägerin 
übersehen hat, das Lager D ^ H  aber schon aufgrund der 
ErgVO zur 6. DV__BEG vom 10. Januar 1970 (BGBl I, 65) für den 
hier in Betracht kommenden Zeitraum als Konzentrationslager 
im Sinne von §§ 31 Abs. 2, 42 Abs. 2 BEG anerkannt war, trat 
ein Grund, auf den ein Überprüfungsbegehren gestützt werden

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

konnte, nicht erst später ein. Maßgebend für den Beginn der 
18-monatigen Antragsfrist war daher der Eintritt der 
Rechtskraft der Entscheidung vom 16. Mai 1972 (vgl. BGH Urt. 
v. 2. Dezember 1982 - IX ZR 15/82). Das war der 23. November 
1972 (Ablauf der Beschwerdefrist gemäß § 223 BEG). Damit war 
der Antrag vom 24. April 1981 erheblich verspätet. Einen 
triftigen Grund für die Versäumung der Frist hat die 
Klägerin nicht vorgetragen. Die bloße Unkenntnis der in den 
Zweitverfahrensrichtlinien vorgesehenen Fristen ist unbe­
achtlich (BGH RzW 1981, 63). Die Klägerin kann sich auch 
nicht auf ihren schlechten Gesundheitszustand berufen, weil 
sie jedenfalls ab 1976 wieder anwaltlich vertreten war und 
sich ein Anwaltsverschulden als eigenes Verschulden zurech­
nen lassen muß.

Merz Zorn
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